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betr. Belastungen durch öffentliche Gebühren und Entgelte für kommunale 
Dienstleistungen 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 16. Juni 
1975 - O II 2 - 140 870/1 - namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


Die dynamische Entwicklung städtischer Lebensformen, die da- 
mit einhergehenden Umweltveränderungen sowie die steigen- 
den Einkommen bei gleichzeitig sich verkürzender Arbeitszeit 
haben in den letzten Jahrzehnten die Anforderungen der Bürger 
an eine umfassend entwickelte Infrastruktur ständig steigen 
lassen. Einrichtungen der Infrastruktur werden ganz über- 
wiegend von der öffentlichen Hand oder in ihrem Auftrag unter- 
halten. Mit Ausnahme der in Frage 9 angesprochenen Einrich- 
tungen des sozialen Gemeinbedarfs handelt es sich in der Regel 
um Einrichtungen der Kommunen oder um kommunale Gemein- 
schaftseinrichtungen. Soweit der Bürger zur Befriedigung seiner 
individuellen Bedürfnisse kommunale Dienstleistungen in An- 
spruch nimmt, hat er hierfür grundsätzlich eine Gegenleistung 
zu erbringen, die ihm in Form von Gebühren, Beiträgen oder 
sonstigen Entgelten in Rechnung gestellt wird. 

Die Städte und Gemeinden sind durch die Kommunalabgaben- 
gesetze der Länder und unter Berücksichtigung des neuen Ge- 
meindehaushaltsrechts (Einbeziehung kalkulatorischer Kosten) 
im Regelfall zur kostendeckenden Gestaltung ihrer Gebühren- 
haushalte verpflichtet. Damit ist es aber auch nur möglich, die 
Gebühren und Entgelte für eine Dienstleistung höchstens im 
Ausmaß der anfallenden Kosten festzusetzen. Der Bürger ent- 
richtet also seine Gegenleistung nur in Höhe des Nutzens, den 
ihm die Dienstleisung bietet. Gebühren und Entgelte eignen sich 
grundsätzlich auch nicht als Instrumente des sozialen Ausgleichs 
oder der Einkommensverteilung. Ebensowenig erscheint es an- 
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gebracht, die Belastung des Bürgers durch Steuern mit diesen 
Zahlungen für die Inanspruchnahme kommunaler Dienstleistun- 
gen gleichzusetzen. 

Das für die kommunale Finanzwirtschaft außerordentlich be- 
deutsame Prinzip der Kostendeckung führt in angemessenen 
Abständen notwendigerweise zur Anpassung der Gebühren, 
Beiträge und sonstigen Entgelte an die allgemeine Entwicklung, 
die insbesondere durch steigende Lohnkosten, höhere Rohstoff- 
preise und gestiegene Leistungsanforderungen bestimmt ist. 

Die Statistik liefert gewisse Anhaltspunkte für das Ausmaß 
dieser Anpassungen. 

Gleichwohl lassen sich keine umfassenden und abschließenden 
Aussagen zu den in der Kleinen Anfrage aufgeworfenen Pro- 
blemen machen. 

Die kommunale Jahresrechnungsstatistik, als Hauptquelle 
finanzbezogener Informationen über die Gemeinden, erfaßt die 
Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben der kommunalen Gebiets- 
körperschaften entsprechend dem bisherigen Haushaltsrecht und 
weist deshalb nicht die für die Beantwortung der Kleinen An- 
frage erforderlichen Teile der Erfolgsrechnung bestimmter ge- 
meindlicher Dienstleistungsbereiche aus. 

Für genauere Aufschlüsse darüber, in welchem Umfange die 
notwendige Anpassung der Gebühren, Beiträge und Entgelte zu 
Auswirkungen für den Bürger auf dem Gebiet der Miet- und 
Wohnkosten führt, reicht das vorhandene Datenmaterial nicht 
aus; sie würden nur mit Hilfe umfangreicher statistischer Er- 
hebungen erzielt werden können, die bei den Kommunen, den 
Hauseigentümern und den Wohnungsnutzern ansetzen müßten. 
Jedoch stößt das bereits ausgebaute System der Bundesstatistik 
inzwischen an Kosten- und Kapazitätsgrenzen, die zur An- 
legung strengster Maßstäbe bei der Anordnung neuer Stati- 
stiken zwingen. Der Bundesrat hat erst kürzlich eindringlich auf 
die Notwendigkeit einer Begrenzung der Anforderungen an die 
Bundesstatistik hingewiesen. Die Bundesregierung ist ihrerseits 
um eine Konzentration der Bundesstatistik auf die wichtigsten 
Fragenkomplexe bemüht. 


Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung die Fragen wie 
folgt: 


1. Wie hat sich die Kostensituation im Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge (Strom, Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser- 
beseitigung, Straßenreinigung, öffentliche Nahverkehrsmittel, 
Kultur- und Freizeiteinrichtungen u. a.) in den letzten Jahren 
entwickelt; wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
für die nächsten Jahre? 


Amtliche Daten über die Kostenentwicklung im Bereich der 
kommunalen Daseinsvorsorge liegen nicht vor. Der Preisindex 
für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte enthält aber die 
Preise einiger Dienstleistungen, die vorwiegend von den Kom- 
munen erbracht werden. 
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Einen Überblick hierüber bietet die nachstehende Tabelle: 


Verbraucherpreise für Elektrizität, Gas, Wasser, örtliche Verkehrsmittel sowie Leistungen 
von „Kultur- und Freizeiteinrichtungen" 



Index und Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in v. H. 

(1970 = 100) 

Elektrizität Gas Wasser- örtliche Kultur- und Frei- 
verbrauch Verkehrsmittel zeiteinrichtungcn 

Gewicht v. T. 

18,80 

6,38 

2,49 

7,73 

11,35 

JD 

1970 

100 

100 

100 

100 

100 


1971 

102,4 + 2,4 

101,1 + 1,1 

109,6 + 9,6 

107,2 + 7,2 

105,3 + 5,3 


1972 

111,3+ 8,7 

106,7 + 5,5 

124,7 + 13,8 

117,3+ 9,4 

110,8+ 5,2 


1973 

117,6+ 5,7 

108,8 + 2,0 

134,7 + 8,0 

125,9 + 7,3 

122,0 + 10,1 


1974 

128,3 + 9,1 

119,0+ 9,4 

152,4 + 13,1 

136,5 + 8,4 

132,8 + 8,9 

1975 

Jan. 

142,6 + 16,8 

128,3 + 13,3 

162,7 + 11,4 

144,4 + 10,5 

139,9 + 10,1 


Feb. 

146,3 + 19,3 

131,7 + 15,6 

168,7 + 14,8 

145,7 + 10,0 

140,6+ 8,8 


März 

148,9 + 20,8 

132,2 + 14,2 

170,5 + 14,6 

147,0 + 10,2 

141,2+ 8,7 


*] Preise für Opern- und Theaterkarten, Lehrgangsgebühr der Volkshochschule, Gebühr für Kindergartenbesuch, 
Eintrittskarte ins Hallenbad. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte) 


Darüber hinaus läßt sich folgendes sagen: 
a) Strom: 

Untersuchungen über die Entwicklung der Strompreise der 
kommunalen Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) 
liegen nicht vor. Es kann aber davon ausgegangen werden, 
daß die Preisgestaltung der kommunalen EVU von der 
regionaler oder überregionaler EVU nicht wesentlich ab- 
weicht. 

Auf der Grundlage des vom Statistischen Bundesamt berech- 
neten Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte sind 
die Strompreise für die einzelnen Verbrauchergruppen seit 
1970, jeweils bezogen auf das Vorjahr, wie folgt gestiegen: 



1971 

1972 

1973 

1974 


V. H. 

V. H. 

v.H. 

V. H. 

T arif abnehmer 





Haushaltsbedarf 

2,3 

8,4 

5,2 

8,0 

Landwirtsch. Bedarf 

2,0 

5,7 

7,3 

8,6 

Gewerblicher, beruflicher 
und sonstiger Bedarf 

3,5 

8,6 

4,6 

6,5 

Sonderabnehmer 

Hochspannungsabnehmer 

2,6 

5,5 

4,1 

7,7 

Niederspannungsabnehmer 

2,4 

4,9 

4,6 

7,3 


Bis 1970 waren die Strompreise weitgehend konstant. 
Kostensteigerungen für Material und Personal konnten von 
den EVU durch fortschreitende Rationalisierung (Übergang 
zu größeren Leistungseinheiten, Automatisierung) bei gleich- 
zeitig steigendem Stromverbraudi aufgefangen werden. 
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Seit 1970 führten die im Verhältnis zu den Rationalisierungs- 
erfolgen stärker und schneller gestiegenen Kosten für Mate- 
rial, Brennstoffe und Personal zunehmend auch zu Erhöhun- 
gen der Strompreise, Die ab Herbst 1973 einsetzende außer- 
gewöhnliche Verteuerung der Brennstoffe war die wesent- 
liche Ursache für die zahlreichen Strompreiserhöhungen des 
Jahres 1974. 

Für die zukünftige Entwicklung der Strompreise ist zu er- 
warten, daß die verstärkte Nutzung der Kernenergie zur 
Stromerzeugung, wie sie im Energieprogramm vorgesehen 
ist, wegen der kostengünstigeren Erzeugung längerfristig 
einen stabilisierenden Einfluß auf die Strompreise haben 
wird. 

b) Gas und Fernwärme; 

Nach Jahren relativ konstanter, für die kommunalen Tarif- 
abnehmer tendenziell eher sinkender Gaspreise ist im An- 
schluß an die Energiekrise 1973/1974 auch bei der Gasver- 
sorgung eine grundlegende Wende eingetreten. 

Die allgemeine Kostenexplosion im Energiebereich führte 
auf der Gasseite 1974 für die Endabnehmer zu Preisanhebun- 
gen von durchschnittlich rd. 10 v. H., bei regional erheb- 
lichen Differenzierungen. 

Was speziell den kommunalen Sektor anlangt, so sind im 
laufenden Jahr beträchtliche Kostensteigerungen für die 
tariflichen Gaskunden bereits eingetreten und/oder noch 
abzusehen. Bei der Mehrzahl der Ferngasgesellschaften sind, 
soweit die Versorgung der tariflichen Haushaltabnehmer 
betroffen ist, zum 1. April und 1. Oktober 1975 Preis- 
anhebungen von jeweils bis zu 35 v. H. vorgesehen. Als 
Hauptursache hierfür werden entsprechende Kostensteige- 
rungen für die Erdgasimporte genannt. Bei einzelnen be- 
stehenden Importverträgen betrugen diese Kostensteigerun- 
gen in der Tat binnen Jahresfrist rd. 100 v. H. 

Nach dem Warenverzeichnis für Industriestatistik, Ausgabe 
1975, werden jetzt erstmals von den Unternehmen Angaben 
zur Fernwärme erfragt. 

Ferner sieht der Entwurf eines Gesetzes über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe vor, die Fernwärme statistisch 
zu erfassen. 

c) öffentliche Nahverkehrsmittel: 

Die Kostenentwicklung im öffentlichen Personennahverkehr 
ist dadurch gekennzeichnet, daß eine Kostendeckung durch 
die Tarifeinnahmen nicht erreicht werden kann. Die Kosten- 
unterdeckung der im Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe 
zusammengeschlossenen Unternehmen stieg in den Jahren 
von 1969 bis 1973 von 492 Mio DM auf etwa 1,3 Mrd. DM. 
Die angespannte Finanzlage der öffentlichen Haushalte er- 
fordert es deshalb, auch zukünftig die tariflichen Möglich- 
keit voll auszuschöpfen. 
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Die Bundesregierung wird im übrigen den vom Deutschen 
Bundestag in seiner 131. Sitzung am 14. November 1974 
geforderten Bericht über die fortdauernden Folgekosten des 
öffentlichen Personennahverkehrs termingerecht zum 1. Ja- 
nuar 1976 vorlegen. 


2. Wie hoch sind nach den Feststellungen der Bundesregierung 
durchschnittlich die prozentualen und nominellen Belastungen 
der privaten Haushalte durch die unmittelbar mit dem Wohnen 
zusammenhängenden Dienstleistungen der Gemeinden (Wasser, 
Abwasser, Energie und dergleichen), unterteilt nach den ver- 
schiedenen Einkommensgruppen sowie Größe und Struktur der 
Gemeinden; wie hat sich die Situation in den letzten Jahren ent- 
wickelt, und wie wird sie sich voraussichtlich in den nächsten 
Jahren entwickeln? 

Die Statistik der Verbraucherpreise weist für den Bereich Woh- 
nungsmiete für Januar 1975 den Indexwert 127,6 (Basis 1970) 
aus. Demgegenüber lag der Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte im Januar 1975 bei 131,3. 

Nach der üblichen Definition der Wohnungsmiete sind in der 
Miete folgende Nebenkosten enthalten: 

Kosten des Wasserverbrauchs, der Kanalisation, 
der Straßenreinigung und der Müllabfuhr. 

Von diesem Begriff wird auch bei den Mietpreisfeststellungen 
der Statistik ausgegangen. Demnach spiegelt die im Rahmen des 
Preisindex für die Lebenshaltung nachgewiesene Entwicklung 
der Wohnungsmieten u. a. auch die Einflüsse von Veränderun- 
gen bei diesen Nebenkosten wider. Aus der Tatsache, daß der 
Teilindex für Wohnungsmiete seit 1970 weniger gestiegen ist 
als der Preisindex für die Lebenshaltung, ist zu schließen, daß 
sich die Auswirkungen des Anstiegs der Gebühren für kommu- 
nale Versorgungsleistungen auf die Wohnungsmieten im Schnitt 
in vertretbaren Grenzen halten. In der einzelnen Gemeinde 
ergeben sich allerdings immer dann, wenn sich ein größerer 
Anpassungsbedarf angestaut hat, größere Ausschläge bei den 
Gebühren für kommunale Versorgungsleistungen mit entspre- 
chenden Ausv/irkungen auf die Mieten. 

Da es bislang den Vermietern überlassen ist, wieweit sie die 
zur Kaltmiete gehörenden Gebühren für kommunale Versor- 
gungsleistungen in die Miete einrechnen oder als Umlage neben 
der Grund- bzw. Einzelmiete erheben, können die statistischen 
Feststellungen leider keine Aufschlüsse über die prozentualen 
und nominalen Belastungen der privaten Haushalte durch solche 
Gebühren geben. 

Es kann jedoch angegeben werden, wie sich die Gebühren für 
folgende kommunale Versorgungsleistungen während der letz- 
ten Jahre in den 119 Gemeinden entwickelten, in denen die 
Preise für den Lebenshaltungsindex erhoben werden: 
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Januar 1973 

1974 

1975 



gegenüber 



Januar 1972 

1973 

1974 

Abwasserbeseitigung 

+ 5,9 v.H. 

+ 6,0 V. H. 

+ 16,7v. H. 

Müllabfuhr 

+ 4,5 v.H. 

+ 8,9 V. H. 

+ 10,6 V. H. 

Straßenreinigung 

+ 12,2 V. H. 

+ 7,8 V. H. 

+ 7,4 v.H. 


Bekannt sind ferner die Anteile der Aufwendungen ausgewähl- 
ter privater Haushalte für Elektrizität und Gas (soweit nicht in 
der Miete enthalten) am privaten Verbrauch. Sie lagen 1974 im 
Schnitt zwischen etwa 4 v. H. bei einkommensschwachen Rent- 
nerhaushalten und 2 V. H. bei Vier-Personen-Arbeitnehmer- 
Haushalten mit höherem Einkommen. Diese Anteile haben sich 
in den letzten fünf Jahren kaum geändert. 


3. Wie hodi ist durchschnittlich der Anteil dieser Belastungen an 
den Wohnkosten, und in welchem Umfang schlagen sie auf die 
Mieten durch? 

4, Wie hoch schätzt die Bundesregierung insgesamt durchschnitt- 
lich den prozentualen Anteil öffentlicher Lasten (Steuern, Ab- 
gaben, Gebühren, Beiträge und sonstige Entgelte) an den Mieten, 
bezogen auf die Größe, Lage und Ausstattung der Wohnungen? 

Die Belastungen der Bürger durch Kosten für Energie und 
Wasser schlagen nur so weit auf die Mieten durch, als sie nicht 
mit dem Mieter als Vertragspartner des Versorgungsunterneh- 
mens direkt abgerechnet werden. Es handelt sich hierbei über- 
wiegend um Kosten, die dem Vermieter aus der Versorgung mit 
Wasser, Fernwärme sowie der Versorgung von Gemeinschafts- 
anlagen entstehen und die dieser im Umlegungsverfahren 
weitergibt. 

über den Anteil dieser Kosten an den Mieten liegen ebenfalls 
keine konkreten Angaben vor. 

Die Fragen 3. und 4. ließen sich im übrigen nur mit Hilfe einer 
tief gegliederten Erhebung über die Struktur der Wohnkosten 
beantworten, bei der in erster Linie die Vermieter die erforder- 
lichen Auskünfte erteilen müßten. Es wäre zwar vorteilhaft, 
wenn eine derartige Erhebung vorgenommen werden könnte. 
Im Hinblick auf die bereits erwähnten großen Schwierigkeiten 
und Widerstände, die einer weiteren Ausdehnung der Bundes- 
statistik entgegenstehen, hält die Bundesregierung jedoch die 
gesetzliche Anordnung entsprechender neuer statistischer Er- 
hebungen nicht für vertretbar. 


5. Wie hoch sind nach den Feststellungen der Bundesregierung 
durchschnittlich die prozentualen und nominellen Belastungen 
der privaten Haushalte, unterteilt nach den verschiedenen Ein- 
kommensgruppen sowie Größe und Struktur der Gemeinden, 
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durch die Bereitstellung der kommunalen Dienstleistungen des 
sozialen und kulturellen Gemeinbedarfs; wie hat sich die 
Situation in den letzten Jahren entwickelt, wie wird sie sich 
voraussichtlich in den nächsten Jahren entwickeln? 


Auch hierzu liegen keine aussagefähigen Unterlagen vor. 


6. Wie werden sich nach Auffassung der Bundesregierung bei Bei- 
behaltung des kostendeckenden Systems weitere Erhöhungen 
der Mietnebenkosten auf die Belastbarkeitsgrenze der privaten 
Haushalte auswirken? 


Soweit die Mietnebenkosten aufgrund von Lohn- und Gehalts- 
steigerungen anwachsen, stehen ihnen auch höhere Nominal- 
einkommen gegenüber. Erhöhungen der Mietnebenkosten, die 
auf höhere Leistungsanforderungen und auf höhere Rohstoff- 
preise zurückgehen, können in gewissem Umfang Einschränkun- 
gen bei anderen Verbrauchsausgaben erzwingen. Die Belastbar- 
kreitsgrenze kann dabei allenfalls bei Haushalten mit besonders 
niedrigen Einkommen überschritten werden. Das System der 
sozialen Sicherung bietet jedoch die Möglichkeit, im Einzelfall 
entstehende Härten zu beseitigen. 

Auf die Notwendigkeit der Beibehaltung eines kostendecken- 
den Systems bei der Festsetzung von Gebühren, Beiträgen und 
sonstigen Entgelten im Bereich der kommunalen Daseinsvor- 
sorge wurde bereits hingewiesen. 


7, Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Wohnkosten 
so ausweisen zu lassen, daß der Mieter erkennen kann, welcher 
Teil auf die eigentliche Miete und welcher Teil auf die Miet- 
nebenkosten entfällt? 

Nach den Vorschriften des Wohnungsbindungsgesetzes und der 
Neubaumietenverordnung, die für preisgebundene Neubau- 
wohnungen, insbesondere für Sozialwohnungen, maßgebend 
sind, hat der Vermieter auf Verlangen jederzeit Auskunft über 
die Ermittlung und Zusammensetzung der Kostenmiete zu geben 
und Einsicht in die Unterlagen zu gewähren. Macht der Mieter 
von dieser Möglichkeit Gebrauch, ist er genau darüber unter- 
richtet, welcher Teil der Miete auf die Mietnebenkosten entfällt. 
Zudem erhält der Mieter vom Vermieter bei jeder Erhöhung der 
Miete unaufgefordert eine Berechnung und Erläuterung der Er- 
höhung, weil die Erhöhungserklärung sonst unwirksam ist. 
Auch in diesem Zusammenhang erfährt er also die Mietneben- 
kosten. 

Eine weitere Verdeutlichung wird zur Zeit geprüft. Es wird 
erwogen, bei der beabsichtigten Reform der Neubaumietenver- 
ordnung und der Zweiten Berechnungsverordnung alle Betriebs- 
kosten als Kostenfaktor aus der Miete auszugliedern und sie in 
die neben der Miete zulässigen Umlagen aufzunehmen. Alsdann 
würden auch die Grundsteuer und die Entgelte für kommunale 
Dienstleistungen unter die Umlagen fallen. 
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Für die übrigen, nicht preisgebundenen Mietwohnungen gibt es 
keine umfassende Regelung für die Aufgliederung der Woh- 
nungsmiete. In den Fällen, in denen Vorauszahlungen auf die 
Betriebskosten vereinbart sind, oder nach den Vorschriften des 
Zweiten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes eine Erhöhung 
der Miete wegen gestiegener Betriebskosten erklärt worden ist, 
muß jedoch auch bei diesen Wohnungen ein Nachweis der Be- 
triebskosten erfolgen. Sind Vorauszahlungen vereinbart, muß 
abgerechnet werden. Wird eine Erhöhung der Miete erklärt, 
hängt die Wirksamkeit wie bei den preisgebundenen Neubau- 
wohnungen von der Bezeichnung und Erläuterung der Gründe 
ab. Der Mieter erhält also in den Fällen, in denen die Betriebs- 
kosten von Bedeutung sind, ebenfalls einen Überblick. Eine 
weitergehende gesetzliche Regelung erscheint hier weder erfor- 
derlich noch möglich. 


8. Welche Investitionskosten sind nach den Berechnungen der Bun- 
desregierung in den nächsten Jahren erforderlich, um den 
steigenden Infrastrukturbedarf der Gemeinden zu decken, und 
wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Folgekostenentwicklung? 

Die Beantwortung dieser Frage setzt voraus, daß der Infrastruk- 
turbedarf der Gemeinden und Gemeindeverbände für die kom- 
menden Jahre bekannt ist. Das ist jedoch nicht der Fall. 

Größenordnungen für einen derartigen Bedarf lassen sich ge- 
gebenenfalls aus den mittelfristigen Finanzplanungen der rd. 
1 1 000 Gemeinden ableiten, die im Rahmen der Finanzplanungs- 
statistik durch die amtliche Statistik erfaßt werden. Da die 
Pflicht zur Erstellung von mittelfristigen Finanzplänen für die 
Kommunen erst ab 1. Januar 1974 besteht, lassen die bisherigen 
statistischen Übersichten noch keinen ausreichenden Überblick 
zu. Inwieweit sich in der Zukunft daraus quantifizierte Aus- 
sagen für einen steigenden Infrastrukturbedarf der Gemeinden 
ergeben, kann heute noch nicht übersehen werden. 

Daher könnten die Investitionskosten in den Gemeinden z. Z. 
nur über besondere Bedarfsschätzungen festgestellt werden. Daß 
solche Bedarfsermittlungen aber zu keinen praktischen Ergeb- 
nissen führen, hat die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
(Drucksache 7/2409) dargelegt. Bei Versuchen, im Rahmen des 
Finanzplanungsrats Bedarfsermittlungen durchzuführen, wurde 
insbesondere die Erfahrung gemacht, daß bloße Additionen 
wünschenswerter Vorhaben entstehen und Erwartungen ge- 
weckt werden, die mit dem ökonomisch und finanziell Realisier- 
baren nicht in Übereinstimmung zu bringen sind. Aus diesem 
Grunde werden solche Ermittlungen bei der Bundesregierung 
nicht angestellt. 

Es gehört nicht zu den verfassungsmäßigen Aufgaben des Bun- 
des, Berechnungen und Erhebungen im kommunalen Bereich für 
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Investitionsplanungen und Folgekosten durchzuführen. Umfas- 
sende Untersuchungen anderer Stellen über die Folgekosten 
von Investitionen in den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
liegen nicht vor. 

Für den Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs ist er- 
gänzend zu bemerken: 

Der Bund gewährt den Ländern nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz (GVFG) Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden. 

Die finanzierbaren Investitionskosten belaufen sich nach dem 
derzeiten ÖPNV-Programm für die Jahre 1975 bis 1979 für 
Bund, Länder und Gemeinden zusammen auf rd. 11 Mrd. DM. 
Die daraus erwachsenden Folgekosten werden Gegenstand des 
in der Antwort zu Frage 1 erwähnten Berichts der Bundesregie- 
rung sein. 

Schließlich ist in dem gegebenen Zusammenhang darauf hinzu- 
weisen, daß der Bund seit der Finanzreform in den Bereichen 
Straßen- und Verkehrsausbau, Krankenhausbau und Städtebau 
erhebliche Mittel für Investitionen in den Gemeinden bereits 
zur Verfügung gestellt hat. Bis 1974 sind für die genannten 
Zwecke insgesamt über 10 Mrd. DM aufgewendet worden. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausstattung der ver- 
schiedenen Städte und Gemeinden mit Infrastruktur-Einrich- 
tungen des sozialen und kulturellen Gemeinbedarfs, bezogen auf 
ihre Größe und Struktur? 

Aus dem von den Ländern und vom Bund beschlossenen Bundes- 
raumordnungsprogramm sowie dem Städtebaubericht 1975 wird 
deutlich, daß die Bundesregierung der Ausstattung der Regionen 
und Gemeinden mit Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
große Bedeutung beimißt. 

Die Ermittlung der tatsächlichen Ausstattung der Gemeinden 
und Regionen ist jedoch für den Bund in den meisten Bereichen 
nur unzureichend möglich, da hier die Länder und Kommunen 
zuständig sind. Das mit den Ländern abgestimmte Bundesraum- 
ordnungsprogramm stellt in einigen Bereichen wesentliche 
Unterschiede in der großräumigen Verteilung von Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur zur Versorgung der Bevölkerung fest. 
Mit seiner Hilfe soll ein Beitrag zum Abbau dieser Ungleich- 
gewichte geleistet werden. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur'' die Ausstattung mit Infrastruktur bei 
der Neuabgrenzung der Fördergebiete am 21. August 1974 be- 
rücksichtigt wurde. Hierzu gehören u. a. die Infrastrukturdaten 
für die Elektrizitätsversorgung, die Gasversorgung, das Gesund- 
heitswesen und die Wohnungsinfrastruktur. 
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Im Städtebaubericht 1975 wird ausgeführt, daß auf der Grund- 
läge des vorhandenen Datenmaterials eine umfassende, auch 
qualitative Aspekte beinhaltende Infrastrukturanalyse z. Z. 
nicht geleistet werden kann. Um dennoch den zuständigen Ge- 
meinden und Institutionen bessere Grundlagen zur Infrastruktur- 
planung bereitzustellen, hat die Bundesregierung ihre Anstren- 
gungen im Rahmen der Forschung erheblich verstärkt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat dazu einen entsprechenden Forschungsschwerpunkt im Rah- 
men seines „Mittelfristigen Forschungsprogramms Raum- und 
Siedlungsentwicklung" gebildet. Vom Bundesminister für Ver- 
kehr wurde einer interdisziplinär besetzten Planungsgruppe ein 
Auftrag zur Erarbeitung einer Forschungskonzeption Stadtver- 
kehr erteilt. Ferner planen der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit einen Forschungsschwerpunkt „Soziale 
Infrastruktur" und der Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie ein Schwerpunktvorhaben „Bürgernahe Gestaltung der 
sozialen Umwelt". Die genannten Vorhaben werden unterein- 
ander abgestimmt und miteinander verzahnt. Diese notwen- 
digen Vorarbeiten können zu einer gründlicheren und bedarfs- 
gerechteren Planung von Infrastruktureinrichtungen und damit 
zu ihrer kostensparenden und intensiven Nutzung beitragen. 
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